
Eurobarometer Die geringe Beteiligung
an der Europawahl ist ein Spiegel des Des-
interesses an der EU. Als im sogenannten
Eurobarometer vom April gefragt wurde,
ob die Wahl von Interesse sei, antworte-
ten nur 44 Prozent mit Ja, was der Beteili-
gung zwei Monate später entsprach. Aus-
geprägt ist die Ignoranz in Großbritan-
nien, Osteuropa und Spanien. Zugleich
wollen 54 Prozent der Europäer, dass „der
Aufbau Europas vorangetrieben wird“.

Brüsseler Lächeln: Merkel lässt sich von einem Protokollmitarbeiter (re.) mit den
Polen Tusk ( hinten) und Kaczynski (vorne) zum Gruppenbild aufstellen. Foto: AFP

DIE BÜRGER INTERESSIEREN SICH KAUM FÜR EUROPA

D er Aufstand könnte blamabel
enden. Daniel Cohn-Bendit,
der Frankreichs Grüne gerade

zu einem Wahltriumph geführt hat,
trommelte diese Woche gegen eine
zweite Amtszeit des EU-Kommissions-
chefs José Manuel Barroso und ließ
rote Verkehrsschildchen mit dessen
Foto verteilen: „Stop Barroso“. In den
vergangenen fünf Jahren habe der „Li-
beralisierung, Privatisierung und Dere-
gulierung“ vorangetrieben und zu we-
nig für den Schutz von Arbeitnehmern
und Umwelt getan. Sozialdemokraten
im Europaparlament werfen dem
Mann aus der obersten Etage der EU-
Behörde vor, zu zaghaft auf die Finanz-
krise reagiert zu haben. Doch konnten
beide Parteien bisher keine aussichts-
reiche Alternative anbieten.

Die 27 Staats- und Regierungschefs
beeindruckte das rot-grüne Lamento
denn auch nicht sonderlich. Sie nomi-
nierten Barroso gestern einstimmig.
Und selbst im Parlament dürfte sich
Mitte Juli, wenn Barroso bestätigt wer-
den muss, eine Mehrheit für ihn fin-
den. Denn neben den Christdemokra-
ten werden viele Liberale und auch So-
zialisten für den Portugiesen votieren.

Allerdings gilt Barroso, den Spöt-
ter als „Mann ohne Eigenschaften“
bezeichnen, weder im Kreis der Re-
gierungschefs noch bei Europas
Volksvertretern als Idealbeset-

zung für die Brüsseler Schlüsselrolle.
Zu blass und verhalten war seine Amts-
führung. Zu sehr war er Wachs in den
Händen der Regierungen. Er wollte es
allen recht machen – großen und klei-
nen, alten und neuen EU-Staaten, der
Wirtschaft und den Klimaschützern –
und landete zwischen allen Stühlen.

Dabei besitzt Portugals Expremier
Sachverstand. Als Politiker eines klei-
nen Landes gehört die Fähigkeit zu ver-
mitteln zu seinen Stärken. Um seiner
Rolle als Motor der Integration und
Wächter der EU-Verträge gerecht zu
werden, muss er aber mehr sein als ein
Sekretär der 27 Re-
gierungen. Im
zweiten Anlauf
wird Barroso
mehr gestalteri-
schen Mut entwi-
ckeln müssen.

K ommt der Lissabonner Ver-
trag, wird alles gut. Das ist die
Botschaft, die auch von diesem

EU-Gipfel ausgegangen ist. Europas
Staats- und Regierungschefs setzen
bei der Überwindung des bei den Wah-
len zutage getretenen Desinteresses
voll auf das Reformwerk, das dem Eu-
ropaparlament mehr Rechte, dem Bür-
ger die Möglichkeit eines Volksbegeh-
rens und der EU mit einem länger am-
tierenden Ratschef ein Gesicht gibt.

Politologen bezweifeln, ob es damit
getan ist. „Der Europäi-
sche Rat hat nicht richtig
reagiert“, sagt etwa der
Münchner Professor und
frühere Kohl-Berater
Werner Weidenfeld, „er
hätte sich um einen Auf-
bruch bemühen müssen“. Zwar ver-
künde man lauthals, den „Weckruf“
der Wähler verstanden zu haben, doch
habe man „statt eines Strategiegipfels
einen Routinegipfel abgehalten“.

„Das Weiter-so wird weitergehen“,
befürchtet auch Oscar Gabriel von der
Uni Stuttgart. Und das in einer Zeit, da
„die einst attraktive Idee Europa“ bei
den Bürgern heute vor allem für „Büro-
kratie, Geldverschwendung und die
Überreglementierung vieler Lebensbe-
reiche“ stehe. Den kontinuierlichen
Ansehensverlust habe die EU „einfach
laufen lassen“, so Gabriel. „Mit einer

markigen Erklärung des EU-Gipfels
lässt sich das nicht lösen.“

Den Lissabon-Vertrag halten die Ex-
perten zwar für einen Fortschritt, „der
aber das Grundproblem Europas – die
mangelnde Transparenz von Entschei-
dungen – nicht löst“, wie Weidenfeld
folgert. Gabriel nennt die in drei Refe-
renden abgelehnte Reform „eine Ge-
schichte, die nur Eliten wichtig ist, für
die Bevölkerung aber keinen Unter-
schied macht“. Es gelte herauszustel-
len, was die EU dem Einzelnen bringe.

„Was ganz oben auf
der Tagesordnung hätte
stehen müssen“, rügt Jo-
hannes Becker von der
Uni Marburg, „ist die
Frage, warum die Men-
schen eine EU ignorie-

ren, deren Bedeutung immer größer
geworden ist.“ Er fordert eine bessere
Informationspolitik, einen Wahl-
kampf der nationalen Parteien, der
nicht wie der jüngste an „Volksverdum-
mung“ grenze, und statt des Festhal-
tens am Lissabon-Vertrag einen mehr-
jährigen Diskussionsprozess von un-
ten über die künftige Verfasstheit
Europas. Dafür plädiert auch Joachim
Fritz-Vannahme, Programmdirektor
Europa bei der Bertelsmann-Stiftung
– aber nur, wenn der Reformvertrag
scheitere: „Dessen Leitmotiv ,Vertie-
fen und Erweitern‘ trägt nicht mehr.“
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Führung Ausgerechnet der blass gebliebene Kommissions-
chef soll die Krise der EU meistern. Von Thomas Gack, Brüssel

Debatte Der EU-Gipfel hätte andere Schlüsse aus der Europa-
wahl ziehen müssen, sagen Experten. Von Christopher Ziedler

D ie Botschaft, die vom Brüsseler
Gipfeltreffen ausgeht, lässt –
zumindest den europäischen

Teil der Welt – vorsichtig Hoffnung
schöpfen: Ja, wir stecken noch tief in
der weltweiten Finanz- und Wirt-
schaftskrise. Aber die Talsohle ist
durchschritten. Unter die wirtschaftli-
chen Schreckensmeldungen mischen
sich erstmals wieder vereinzelt opti-
mistische Prognosen. „Wir tun alles,
um die Wirtschaftslage zu verbessern
und das Finanzsystem dauerhaft zu
stabilisieren“, versprechen Europas
Staats- und Regierungschefs, die in
Brüssel beim EU-Gipfel über Auswege
aus der Krise beraten haben – der glo-
balen wie der europäischen.

Zumindest bei der internen Vertrags-
krise der EU, die vor einem Jahr durch
das Scheitern des irischen Referen-
dums ausgelöst wurde, ist ein Ende in
Sicht. Mit etwas Glück könnte die
schwierige Ratifizierung des Lissabon-
ner Reformvertrags im Herbst unter
Dach und Fach sein. In Brüssel haben
die 27 Staats- und Regierungschefs
den Weg für ein zweites irisches Refe-
rendum geebnet, das für Anfang Okto-
ber geplant ist. Wie von Dublin gefor-
dert, gab es Garantien dafür, dass der
neue EU-Vertrag das irische Abtrei-
bungsverbot, die militärische Neutrali-
tät der Insel und deren nationale Steu-
erhoheit nicht antastet. Eigentlich
sind schriftliche Klarstellungen über-
flüssig, da der Reformvertrag nichts
enthält, was Irlands Besonderheiten
infrage stellen würde. Da die euroskep-
tischen Vertragsgegner dies aber mit
Erfolg behauptet hatten, müssen die
Regierungschefs den Iren zum Gürtel
auch noch die Hosenträger liefern.

Bis zuletzt war die rechtliche Form
der Garantien umstritten. Der Rat be-
stand gestern darauf, dass sie auf kei-
nen Fall eine neue Ratifikation in den
27 Mitgliedstaaten erforderlich ma-
chen dürfe. Die vereinbarte Lösung
sieht nun vor, dass bei der nächsten
EU-Erweiterung, vermutlich um Kroa-
tien, im Zuge der dann ohnehin nöti-
gen Neuratifizierung der Verträge ein
solches Protokoll angefügt wird.

Obwohl sich inzwischen eine klare
Mehrheit von 75 Prozent der Iren in
Umfragen für „Lissabon“ ausgespro-
chen hat, bleibt die Ratifizierung bis
zum Schluss eine Zitterpartie. Sie wird
in ihrer Schlussphase gar zum Wett-
lauf mit der Zeit. Sollte nämlich die
Labour-Regierung des schwer ange-
schlagenen britischen Premiers Gor-
don Brown vorzeitig zusammenbre-
chen und eine konservative Regierung
die Geschäfte noch vor dem Abschluss
der Vertragsratifizierung überneh-
men, würde das unweigerlich das
Ende des Lissabonner Reformvertrags
bedeuten. Die britischen Konservati-

ven haben nämlich angekündigt, dass
sie in diesem Fall die schon vollzogene
parlamentarische Ratifizierung rück-
gängig machen wollen.

Obwohl deshalb die Verfassungskrise
der EU noch keineswegs beendet ist,
hat die weltweite Wirtschaftskrise den
Regierungschefs weit mehr Sorgen be-

reitet. Die EU-Kommission hat inzwi-
schen die Lehren aus der Krise gezo-
gen. Das alte System von weitgehend
nationalen Finanzaufsichten habe in
der Krise versagt, sind sich inzwischen
alle einig. Die Behörde hatte deshalb
vorgeschlagen, ein zweistufiges euro-
päisches Frühwarnsystem für dro-
hende Finanzkrisen zu schaffen: Ein-
mal soll ein „Europäischer Rat für Sys-
temrisiken“ das internationale Finanz-

system genau beobachten, die Risiken
und die Stabilität des Systems bewer-
ten und bei ersten Zeichen einer Krise
die Alarmglocke ziehen. Zum andern
sollen die nationalen Finanzaufsichts-
behörden künftig enger mit den euro-
päischen Kontrollgremien vernetzt
werden. Das so neu entstehende „Euro-
päische Finanzaufsichtssystem“ wird,
so hofft man in Brüssel, eine schärfere
Überwachung der einzelnen Banken,
der Versicherungen und Wertpapier-
händler in der EU ermöglichen.

„Die Europäische Union und die
USA haben die Lehren aus der Krise
gezogen“, sagte Bundeskanzlerin An-
gela Merkel nach dem Gipfel. Sie be-
tonte, dass die Beschlüsse sogar noch
über die ursprünglichen Vorschläge
der Kommission hinausgingen. Nun
werde darauf hingearbeitet, das EU-
System und die von US-Präsident Ba-
rack Obama vorgeschlagenen Finanz-
marktregeln in Einklang zu bringen.

Die Gesetzesvorschläge soll die EU-
Kommission möglichst zügig nach der
Sommerpause vorlegen. Ob dann
schon die neue EU-Kommission zum
1. November die Arbeit nahtlos über-
nehmen kann, ist aber ungewiss. So
wollen die Staats- und Regierungs-
chefs möglichst das Inkrafttreten des
Lissabon-Vertrags abwarten. Müssten
sie nach dem alten Vertrag von Nizza
vorgehen, müsste ein Mitgliedsland
auf einen Kommissar verzichten. Nur
mit „Lissabon“ bleibt es bei der Regel,
dass jeder Staat einen Kommissar ent-
sendet und Streit vermieden wird. Viel
spricht daher dafür, dass die alte Kom-
mission länger als vorgesehen amtiert.

Immerhin ist klar, wer Chef der EU-
Kommission werden soll. Die Staats-
und Regierungschefs nominierten
José Manuel Barroso einstimmig für
eine zweite Amtszeit (siehe Artikel un-
ten). Dabei handelt es sich um einen
politischen Beschluss, der nach der
noch ungewissen Zustimmung des Eu-
ropaparlaments Mitte Juli formali-
siert werden muss. Merkel hob hervor,
dass auch die sozialistischen Regie-
rungschefs für Barroso votierten.

Auf Anregung der Kanzlerin beauf-
tragten ihre Kollegen gestern die Kom-
mission zudem, innerhalb zweier Mo-
nate die Verwerfungen des Milch-
markts zu untersuchen und Vor-
schläge zur Stabilisierung der Preise
zu machen. An beiden Gipfeltagen hat-
ten aus Deutschland und Frankreich
angereiste Milchbauern gegen den
massiven Preisverfall ihres Produktes
protestiert. Mit Traktoren blockierten
sie die Zugangsstraßen zur Innenstadt
und sorgten stundenlang für ein Ver-
kehrschaos in der Europa-Hauptstadt.

Barroso zwischen allen Stühlen
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